
Bundesministerium für Gesundheit   

Dritte Verordnung 
zur Änderung der Coronavirus-Einreiseverordnung 

Vom 1. März 2022 

Auf Grund des § 36 Absatz 8 Satz 1 bis 4, Absatz 10 Satz 1 Nummer 1, 1a, 2 Buchstabe a, b, c, d, g und i, 
Nummer 3 und Absatz 12 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes, dessen Absatz 8 Satz 1 durch Artikel 1 Nummer 3 
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa des Gesetzes vom 29. März 2021 (BGBl. I S. 370) neu gefasst, dessen Absatz 8 
Satz 2 durch Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb des Gesetzes vom 29. März 2021 (BGBl. I S. 370) 
geändert, dessen Absatz 8 Satz 3 durch Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc des Gesetzes vom 
29. März 2021 (BGBl. I S. 370) eingefügt, dessen Absatz 8 Satz 4 durch Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppel-
buchstabe dd des Gesetzes vom 29. März 2021 (BGBl. I S. 370) geändert, dessen Absatz 10 Satz 1 zuletzt durch 
Artikel 12 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 
geändert und dessen Absatz 12 Satz 2 durch Artikel 9 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2947) neu gefasst 
worden ist, verordnet die Bundesregierung: 

Artikel 1 

Die Coronavirus-Einreiseverordnung vom 28. September 2021 (BAnz AT 29.09.2021 V1), die zuletzt durch Artikel 2 
der Verordnung vom 14. Januar 2022 (BAnz AT 14.01.2022 V1) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:   

1. § 2 wird wie folgt geändert:   

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:   

„3. Hochrisikogebiet   

ein Gebiet im Sinne des § 2 Nummer 17 des Infektionsschutzgesetzes, für das vom Bundesministerium für 
Gesundheit im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt und dem Bundesministerium des Innern und für 
Heimat festgestellt wurde, dass in diesem Gebiet eine besonders hohe Inzidenz in Bezug auf die Verbrei-
tung einer Variante des Coronavirus SARS-CoV-2 mit im Vergleich zur Virusvariante B.1.1.529 (Omikron- 
Variante) besorgniserregenderen Eigenschaften besteht, insbesondere, weil sie schwerere Krankheitsver-
läufe oder eine erhöhte Mortalität verursacht, oder andere Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass in diesem 
Gebiet ein erhöhtes Risiko für eine Infektion mit einer solchen Variante des Coronavirus SARS-CoV-2 vor-
liegt, insbesondere aufgrund der dort beobachteten Ausbreitungsgeschwindigkeit oder aufgrund nicht aus-
reichend vorhandener oder verlässlicher epidemiologischer Daten,“.   

b) Nummer 8 wird wie folgt gefasst:   

„8. Genesenennachweis 

ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens eines durch vorherige Infektion erworbenen Immunschutzes ge-
gen das Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, französischer, italienischer oder spanischer 
Sprache in verkörperter oder digitaler Form, wenn   

a) die vorherige Infektion durch einen direkten Erregernachweis nachgewiesen wurde und 

b) die Testung zum Nachweis der vorherigen Infektion mindestens 28 Tage und höchstens 90 Tage zurück-
liegt,“.    

c) Nummer 10 wird wie folgt gefasst:   

„10. Impfnachweis   

ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens eines vollständigen Impfschutzes gegen das Coronavirus SARS- 
CoV-2 in deutscher, englischer, französischer, italienischer oder spanischer Sprache in verkörperter oder 
digitaler Form. Ein vollständiger Impfschutz gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 liegt vor, wenn   

a) die zugrundeliegenden Einzelimpfungen mit einem von der Europäischen Union zugelassenen Impfstoff, 
mit verschiedenen von der Europäischen Union zugelassenen Impfstoffen oder mit äquivalenten Impf-
stoffen erfolgt sind,   

b) insgesamt drei Einzelimpfungen erfolgt sind und   

c) die letzte Einzelimpfung mindestens drei Monate nach der zweiten Einzelimpfung erfolgt ist. 
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Abweichend von Satz 2 Buchstabe b liegt ein vollständiger Impfschutz bis zum 30. September 2022 auch 
bei zwei Einzelimpfungen vor und ab dem 1. Oktober 2022 bei zwei Einzelimpfungen nur vor, wenn   

a) seit der zweiten Einzelimpfung nicht mehr als 270 Tage vergangen sind,   

b) die betroffene Person einen bei ihr durchgeführten spezifischen positiven Antikörpertest in deutscher, 
englischer, französischer, italienischer oder spanischer Sprache in verkörperter oder digitaler Form 
nachweisen kann und dieser Antikörpertest zu einer Zeit erfolgt ist, zu der die betroffene Person noch 
keine Einzelimpfung gegen COVID-19 erhalten hatte,   

c) die betroffene Person mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert gewesen ist, sie diese Infektion mit 
einem Testnachweis über einen direkten Erregernachweis nachweisen kann und die dem Testnachweis 
zugrundeliegende Testung 

aa) auf einer Labordiagnostik mittels Nukleinsäurenachweis (PCR oder weitere Methoden der Nuklein-
säureamplifikationstechnik) beruht sowie   

bb) zu einer Zeit erfolgt ist, zu der die betroffene Person noch nicht die zweite Impfdosis gegen das 
Coronavirus SARS-CoV-2 erhalten hat, oder   

d) die betroffene Person sich nach Erhalt der zweiten Impfdosis mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert 
hat, sie diese Infektion mit einem Testnachweis über einen direkten Erregernachweis nachweisen kann 
und die dem Testnachweis zugrundeliegende Testung 

aa) auf einer Labordiagnostik mittels Nukleinsäurenachweis (PCR oder weitere Methoden der Nuklein-
säureamplifikationstechnik) beruht sowie 

bb) seit dem Tag der Durchführung der dem Testnachweis zugrundeliegenden Testung 28 Tage vergan-
gen sind. 

Abweichend von Satz 3 liegt in den in Satz 3 Buchstabe b bis d genannten Fällen ein vollständiger Impf-
schutz bis zum 30. September 2022 auch bei einer Einzelimpfung vor; an die Stelle der zweiten Einzel-
impfung tritt die erste Einzelimpfung,“.   

2. § 4 Absatz 2 Satz 3 zweiter Halbsatz wird wie folgt gefasst:   

„bei Personen, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, endet die Absonderung fünf Tage nach der 
Einreise oder mit Übermittlung des Testnachweises vor dem Ablauf von fünf Tagen; bei Personen, die das sechste 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, entfällt die Absonderung.“   

3. In § 5 Absatz 1 und 2 sowie in § 9 Absatz 2 Satz 1 zweiter Halbsatz wird jeweils das Wort „sechste“ durch das Wort 
„zwölfte“ ersetzt.   

4. In § 14 wird die Angabe „3. März“ durch die Angabe „19. März“ ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Berlin, den 1. März 2022 

Der Bundeskanzler 

Olaf  Scholz  

Der Bundesminister für Gesundheit 

Kar l  Lauterbach 
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